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Einleitung 

Eines der Hauptprobleme des Bereicherungsrechts stellen die Fragen 
dar, die im Rahmen der Rückabwicklung von Rechtsbeziehungen auf-
tauchen, an denen mehr als zwei Personen beteiligt sind. Die Ein-
schaltung Dritter in den Leistungsablauf kann nicht als Ausnahme 
charakterisiert werden, sondern ist bei der Verflechtung der arbeits-
teiligen Wirtschaft als alltägliche Erscheinung anzusehen1• 

Keine Schwierigkeiten bereitet der Bereicherungsausgleich, wenn 
der Schuldner sich zur Erfüllung eines in seinem Geschäftskreis unselb-
ständig tätigen Gehilfen bedient, da ihm dessen Tun wie eigenes zuge-
rechnet wird! und der Kreis der an der Rückabwicklung beteiligten Per-
sonen deshalb auf die beiden Vertragspartner beschränkt bleibt. Anders 
ist es dagegen bei den sogenannten "Dreiecksverhältnissen", bei denen 
der Dritte zur Befriedigung eines ihm fremden Gläubigers eigene Ver-
mögenswerte aufwendet, um damit seine eigene dem Schuldner gegen-
über bestehende Verbindlichkeit zu erfüllen8 oder bei diesem Rückgriff 
nehmen zu können. 

Das Gesetz gestattet sowohl die Leistung durch einen Dritten, näm-
lich daß ein Dritter gemäß § 267 anstelle des Schuldners dem Gläubiger 
die geschuldete Leistung erbringt, als auch die Leistung an einen Drit-
ten, indem der Schuldner nach § 362 H mit befreiender Wirkung an 
einen anderen als seinen Gläubiger zahlt. Daraus kann aber nicht ab-
geleitet werden, daß alle Dreiecksverhältnisse sich auf diese beiden 
Erfüllungsformen zurückführen lassen'. Bei den im Rahmen der Drei-
ecksverhältnisse den Hauptfall bildenden Anweisungslagen läßt sich die 
Leistung des Angewiesenen nicht als Leistung durch einen Dritten nach 
§ 267 qualifizieren, da es an der für die Anwendung des § 267 erfor-
derlichen Tilgungsbestimmung des Angewiesenen auf die ihm fremde 
Verbindlichkeit fehlt5• Der Hinweis auf die Erfüllungsmöglichkeit durch 
einen Dritten und an einen Dritten, §§ 267, 362 H, macht aber den engen 
Zusammenhang zwischen dem Recht der Schulderfüllung und dem Be-
reicherungsrecht deutlich6 , was auch dadurch dokumentiert wird, daß 

1 EsseT SehR II § 102 l. 
! LaTenz SehR II § 68 l. 
a EsseT ebd., LaTenz ebd.; zur Definition der Dreiecksverhältnisse vgI. a. 

Kunisch S. 7 ff. 
4 So wohl Kunisch S. 14 ff. 
5 Vgl. dazu unten im Text. 
a Kunisch S. 18 f. 
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sich bei der Erörterung der einzelnen Dreiecksverhältnisse immer wieder 
die Frage nach der eingetretenen Tilgungswirkung stellen wird. 

Die Leistungskondition nach § 812 I, 1, 1. Alt. dient der Rückabwick-
lung rechtsgrundlos erfolgter Leistungen und steht dem Leistenden 
gegen den Empfänger der Leistung zu. Gerade bei den Dreiecksverhält-
nissen stößt die Festlegung des Leistenden und des Leistungsempfängers 
auf besondere Schwierigkeiten, hängt doch von dieser für den Berei-
cherungsausgleich grundlegenden Frage ab, an wen der Leistende sich 
mit seinem Rückforderungsanspruch halten muß, wessen Insolvenzrisi-
ko er also zu tragen hat und welchen Gegenrechten des Anspruchsgeg-
ners er sich ausgesetzt sieht. Auch für den Leistungsempfänger ist es 
von Bedeutung, wer ihm gegenüber anspruchsberechtigt ist, da dies 
darüber entscheidet, ob· er überhaupt zur Herausgabe verpflichtet ist 
und ob er etwaige Gegenrechte geltend machen kann. Angesichts der 
Tatsache, daß mit der Festlegung der Kondiktionsverhältnisse ein weit-
gehender Eingriff in die Interessenlage der Parteien verbunden ist, er-
scheint Zurückhaltung gegenüber der Ansicht geboten, die allein mit 
einer formalen Bestimmung des Leistungsbegriffs die Problematik der 
Leistungskondiktion bei den Dreiecksverhältnissen glaubt, lösen zu kön-
nen7• Will man die Brauchbarkeit des Leistungsbegriffs picht gänzlich in 
Zweifel ziehen8, so bedarf es doch zumindest einer Kontrolle der sich aus 
dem Leistungsbegriff ergebenden Ergebnisse anband der berechtigten 
Interessen der beteiligten Parteien, worauf der Schwerpunkt in dieser 
Arbeit gelegt werden soUI/. 

Dabei wird sich zeigen, daß die einzelnen Dreiecksverhältnisse, um zu 
einer gerechten Interessenbewertung zu kommen, nicht isoliert be-
trachtet werden dürfen, sondern zur Vermeidung von Wertungswider-
sprüchen zueinander in Beziehung gesetzt werden müssen. Das gleiche 
gilt für die verschiedenartigen Mängel, die eine Rückabwicklung er-
forderlich machen können, so daß ihrem Wesen nach gleichartige Män-
gel einer gleichen und ungleichartige Mängel einer unterschiedlichen 
Behandlung zugeführt werden. Mit der Festlegung der Kondiktionsver-
hältnisse allein ist das Ziel eines gerechten Interessenausgleichs der be-
teiligten Parteien aber nicht herbeizuführen, sondern es bedarf des 
weiteren sowohl der Klärung der Anwendbarkeit des § 818 III über-
haupt, insbesondere wenn es um die Frage des Vertrauensschutzes des 
Empfängers geht, als auch der Klärung des Umfangs seines Anwendungs-
bereichs, ob also das herrschende Verständnis bezüglich des § 818 III zu-
treffend ist oder eine Einschränkung notwendig macht. 

1 Vgl. dazu § 2. 
8 Canaris Festschr. f. Larenz S. 857 ff. "Abschied vom Leistungsbegriff" ; 

dagegen Köndgen Festgabe f. Esser S. 55 ff.; Medicus Rdnr. 666 ff.; Koppen-
steiner / Kramer S. 32 ff. 

• Gegenstand der Erörterung soll nicht die Frage nach der Brauchbarkeit des 
Leistungsbegriffs der herrschenden Meinung sein. 



Erster Teil 

Bereichemngsausgleich in Anweisungsfällen 

§ 1. Vorbemerkung 

Die Anweisungsfälle kann man als "klassisches" Beispiel für die Pro-
blematik des Bereicherungsausgleichs in Dreiecksverhältnissen bezeich-
rieri. 

Der Begriff der Anweisung wird vom Gesetzgeber in § 783 definiert: 
Das Gesetz sieht darin eine schriftliche Leistungsermächtigung, die dem-
jenigen ausgehändigt wird, der den in der Urkunde bezeichneten Gegen-
stand erhalten soll. Im Geschäftsverkehr ist man aber über diese enge 
Begriffsbestimmung hinausgegangen, indem man unter Hinweis auf den 
Gesichtspunkt der Vertragsfreiheit Anweisungen auch auf andere Ge-
genstände als Geld, Wertpapiere und vertretbare Sachen, mündliche An-
weisungen sowie solche unmittelbar gegenüber dem Angewiesenen zu-
läßt1• Man kann daher von einer Unterordnung der ,BGB-Anweisung' 
im Sinne der §§ 783 ff. unter einen allgemeineren Anweisungsbegriff 
sprechen2 mit der Folge, daß zu den Anweisungsfällen beispielsweise 
auch die abgekürzte Lieferung, die ,Zahlung' durch Scheck sowie die 
Giroüberweisung zu rechnen sind3• 

A. Unwirksamkeit der Kausalverhältnisse 

An der Spitze der Erörterung des Bereicherungsausgleichs in Anwei-
sungslagen soll der Fall der abgekürzten Lieferung stehen: 

Der Einzelhändler C bestellt bei seinem Großhändler B eine bestimmte 
Sache. Da B sie nicht auf Lager hat, wendet er sich an den Hersteller A, 
den er in dem mit ihm geschlossenen Kaufvertrag anweist, die Sache un-
mittelbar an den Einzelhändler C auszuliefern. A liefert die Sache dem C. 

Durch die von A ausgeführte Lieferung werden zwei Kausalverhält-
nisse berührt: das durch den Vertrag zwischen B und C bestehende Valu-

1 Kuhn in BGB-RGRK Vor § 783 Anm. 4; Medicus § 27 11 3 Rdnr. 674; Pa" 
landt I Thomas § 783 2 a; SoeTget I Lippisch Vor § 783 Rdnr. 10; Ulmer AcP 
126,134; Motive 11 S. 558; BGHZ 3, 240. 

I Ulme'!' AcP 126, 131. 
a Cana'l'isFestschr. f. Larenz S. 800; E'I'man I Weste'l'mann § 812 Rdz. 19; 

Mediucs § 27 11 3 Rdnr. 674; allgemein zum Begriff der Anweisung Ulme'l' 
AcP 126, 131. 
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